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Einführung

§  1  Problemstellung

Wenige Themen haben im zurückliegenden Jahrzehnt die Politik in Europa so 
bestimmt wie die Euro- und Staatsschuldenkrise. Die haushaltspolitischen Pro
bleme einiger Eurostaaten und die von ihnen ausgehenden Interdependenzen mit 
dem gesamten Währungsgebiet machten zunächst bilaterale Hilfszahlungen und 
in der Folge die Gründung von unionsrechtlichen und völkerrechtlichen „Hilfs-
mechanismen“, namentlich der Europäischen Finanzstabilisierungsfazilität 
(EFSF), des Europäischen Finanzstabilisierungsmechanismus (EFSM) und letzt-
lich des Europäischen Stabilitätsmechanismus (ESM), erforderlich. 
Von Beginn an war allen Kreditzahlungen an hilfsbedürftige Eurostaaten ge-

mein, dass sie an fiskal- und wirtschaftspolitische Auflagen geknüpft wurden, die 
zuvor mit der Europäischen Kommission, der Europäischen Zentralbank (EZB) 
und dem Internationalen Währungsfonds (IWF) – der vormaligen „Troika“ bzw. 
den heutigen „Institutionen“ – ausgehandelt und in Anpassungsprogrammen 
festgelegt wurden. Die Anpassungsprogramme finden sich dabei rechtstechnisch 
hauptsächlich in sogenannten Memoranda of Understanding (MoU) wieder, in 
denen die kreditnehmenden Staaten die Durchführung konkreter Reformmaß-
nahmen zusagen.1 
Diese als Konditionalität bezeichnete Auflagenpolitik, welche insbesondere 

Sparmaßnahmen und Strukturanpassungen beinhaltet und daher auch unter dem 
Schlagwort Austeritätspolitik2 bekannt ist, hat sich als Kernelement und Leitmo-
tiv der europäischen Rettungspolitik verfestigt. Aus ökonomischer Sicht kommt 
der Konditionalität im Euroraum dabei eine besondere Relevanz zu, weil den 
Eurostaaten durch die währungspolitische Integration eine aktive makroökono-
mische Steuerung über Wechselkursanpassungen und Zinspolitik genommen 
wurde und sich die Auflagen somit vor allem auf die politisch besonders sensi
blen Felder der Lohn-, Sozial- und Arbeitsmarktpolitik richten.3 Der auf diesen 

1  Hoffmann/Krajewski, KJ 45 (2012), 2, 7.
2  Zur Begriffseingrenzung Krajewski, in: Cottier u. a. (Hrsg.), The Rule of Law in Monetary 

Affairs, 2013, S.  490, 493.
3  Höpner/Rödl, Wirtschaftsdienst 2012, 219, 220.
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Gebieten vorherrschende Detailreichtum der Reformvorgaben belegt, wie sehr 
die europäischen Institutionen über die Auflagen in das Wirtschaftsgefüge hilfs-
bedürftiger Eurostaaten eingreifen4 und damit zum Gestaltungsakteur der natio-
nalen Wirtschafts- und Sozialpolitik werden.5

Das politische Klima innerhalb der Eurostaaten wurde durch diese Eingriffe 
erheblich belastet und hat in Europa zu einer intensiven Debatte geführt, die auf 
verschiedenen Ebenen ausgetragen wird. So sind die politischen, sozialen und 
ökonomischen Implikationen der Auflagenpolitik höchst umstritten.6 Auch in der 
rechtswissenschaftlichen Debatte wird das Thema aus unterschiedlichen Per
spektiven kontrovers diskutiert. Das Instrument der Konditionalität wird auf der 
einen Seite als Chance für den Abbau systemischer Defizite gesehen und mitun-
ter als Instrument zur Bewältigung der europäischen Verfassungskrise wahrge-
nommen.7 Die strikte Auflagenpolitik sei europarechtlich zwingend geboten, um 
Anreize für fiskalisches Fehlverhalten der hilfsbedürftigen Eurostaaten zu be-
schränken und so dem Moral-Hazard-Phänomen zu begegnen.8 Der Hilfsverant-
wortung der Gläubigerstaaten stehe sogar eine Austeritätsverpflichtung der 
Schuldnerstaaten gegenüber.9 Auf der anderen Seite wird jedoch vielfach die 
Vereinbarkeit der Konditionalität mit grundlegenden Prinzipien von Souveräni-
tät, Demokratie und Menschenrechten in Frage gestellt. So handele es sich bei 
der Auflagenpolitik um eine rechtlose Bevormundung der Staaten durch „golde-
ne Zügel“.10 
Die vielgestaltigen Diskussionen um Legalität und Legitimität der Konditio-

nalität werden überdies von der Grundproblematik überlagert, dass unklar ist, 
welcher Rechtscharakter und Status der in den Anpassungsprogrammen festge-
schriebenen Konditionalität überhaupt beigemessen werden kann. Entgegen dem 
klaren politischen Mantra der Gläubigerstaaten, wonach Vereinbarungen einge-
halten werden müssen,11 ist eine tatsächliche völkervertragliche Verpflichtung 

4  Ioannidis, ZaöRV 74 (2014), 61, 62.
5  Poulou, German L.J. 15 (2014), 1145, 1151 f.
6  Wirtschaftspolitische Analyse siehe: Sapir/Wolff/De Sousa/Terzi, The Troika and financial 

assistance in the euro area: successes and failures, Studie Bruegel Institut vom 19.02.2014, 
verfügbar unter: http://bruegel.org/2014/02/the-troika-and-financial-assistance-in-the-euro- 
area-successes-and-failures/ (Letzter Abruf: 07.04.2019).

7  v. Bogdandy/Ioannidis, ZaöRV 74 (2014), 283, 319. 
8  Palm, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim (Hrsg.), Das Recht der Europäischen Union, Loseblatt 

EL 54, 2014, Art.  136 AEUV Rn.  59.
9  Hufeld, in: Müller-Graff (Hrsg.), Enzyklopädie Europarecht IV, 2014, §  22 Rn.  108.
10  Schachtschneider, in: Lachmann (Hrsg.), Die Zukunft des Euro, 2012, S.  90, 130.
11  Stellvertretend für viele: Regierungserklärung von Bundeskanzlerin Merkel zum Europä-

ischen Rat am 18. und 19.10.2012 in Brüssel, BT-Plenarprotokoll 17198, S.  23810, 23812.
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aus den Vorgaben der Programme rechtlich umstritten und mithin klärungsbe-
dürftig.
Da die Finanzhilfeprogramme in weiten Teilen auf Grundlage des intergouver-

nementalen Sonderunionsrechts (ESM-Vertrag, EFSF) zustande gekommen 
sind, stellt sich darüber hinaus aus europarechtlicher Perspektive die virulente 
Frage, in welchem Verhältnis die Konditionalitäten zum Unionsrecht im Allge-
meinen und zu den Vorschriften des Stabilitäts- und Wachstumspaktes im Beson-
deren stehen. Die Aushandlung der Konditionalitäten und ihre Kontrolle oblie-
gen überdies vor allem den europäischen und nationalen Exekutivorganen und 
nicht den Parlamenten. Durch dieses strukturelle Defizit parlamentarischer Mit-
sprache tangiert die Auflagenpolitik auch ganz grundsätzlich die demokratie
theoretischen Problemfelder des europäischen Exekutivföderalismus und seiner 
womöglich postdemokratischen Dimensionen.12

Das Konzept der Konditionalität und die sich daraus ergebenen Problemstel-
lungen weisen in ihrer Symptomatik zudem auf das Konstruktionsdefizit der eu-
ropäischen Wirtschafts- und Währungsunion hin: einer transnationalen Wäh-
rungsunion ohne Durchgriffsrechte auf staatliche Haushalte13 – oder vielmehr: 
ohne transnationale Demokratie.14 Die konditionierte Kreditvergabe wirkt inso-
weit als wirkungsvolles Ausweichventil, über welches die Haushalts- und Wirt-
schaftspolitik eines Schuldnerstaates durch Unionsorgane aktiv mitgestaltet wer-
den kann, ohne dass eine genuine Unionskompetenz in diesen Politikbereichen 
besteht. Wirtschaftspolitische Anpassungen, die über den Weg der europäischen 
Rechtssetzung nicht erreichbar sind, werden so über den Umweg einer Kreditau-
flagenpolitik verwirklicht.
In dieser Ausweichfunktion wird ganz generell das politische Gestaltungspo-

tential von Konditionalitäten als Instrumentarium wirtschafts- und finanzpoliti-
scher Steuerung erkennbar. Besonders die Konditionalität der Kreditvergabe in-
ternationaler Finanzinstitutionen wie der Weltbank und des IWF, welche von 
Schwellen- und Entwicklungsländern schwerpunktmäßig eine US-geprägte or-
doliberale Wirtschaftspolitik einforderte, schuf wirtschaftshistorisch die Grund-
lage für eine pax americana in der Nachkriegsordnung15 und belegt neben der 
Anwendung des Konzepts in der Eurokrise den potentiell großen Einfluss von 
Kreditbedingungen in einer globalisierten Welt. Gerade in Zeiten zunehmend 
gestiegener Staatsverschuldung und dadurch bedingte finanzielle Interdependen-
zen dürfte die Bedeutung der an Konditionen gebundenen Kreditvergabe weiter 
zunehmen. Die Bedeutung und Erforderlichkeit einer rechtlichen Eingrenzung 

12  Siehe zum Begriff: Habermas, ZaöRV 72 (2012), 1, 8 ff.
13  Siehe zur Diskussion: Calliess, DÖV 2013, 785, 788.
14  Rodi, JZ 2015, 737, 738.
15  Dippel, Geschichte der USA, 7.  Aufl., 2007, S.  102.
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der Konditionalität wird darüber hinaus verdeutlicht, wenn man die konditionier-
te Kreditvergabe als internationale Schuldenrestrukturierungsmaßnahme be-
greift.16 Das Rechtsumfeld der Konditionalität begründet in diesem Zusammen-
hang auch einen normativen Rahmen für Restrukturierungsmaßnahmen und 
kann als Beitrag zu einem sich im Aufbau befindlichen Staateninsolvenzrecht 
begriffen werden.

§  2  Gang der Untersuchung

Der rechtswissenschaftliche Diskurs zur Euro- und Staatsschuldenkrise fokus-
siert sich bislang schwerpunktmäßig auf die Probleme der unionsrechtlichen Zu-
lässigkeit der Finanzhilfen – insbesondere im Lichte des Vertrages über die Ar-
beitsweise der Europäischen Union (AEUV). Auch in der Rechtsprechung des 
EuGH kam die Konditionalität zunächst nur insoweit zur Sprache, als sie selbst 
als notwendige Bedingung für die Zulässigkeit von Hilfskrediten betrachtet wur-
de.17 Erst in der Sache Ledra beschäftigte sich der EuGH im Jahr 2016 auch 
erstmals inhaltlich mit den Anpassungsprogrammen und ihrem Verhältnis zur 
Grundrechtecharta.18

Trotz der vielfältigen normativen Probleme rund um die Konditionalität im 
Euroraum und ihrer großen tatsächlichen Bedeutung fehlt es jedoch insbesonde-
re in der deutschsprachigen Forschung an einer umfassenden Auseinanderset-
zung mit ihren europa- und völkerrechtlichen Grundlagen, ihres Rechtsstatus 
und ihrer Grenzen. Diese Lücke soll durch die vorliegende Arbeit geschlossen 
werden, wobei sich die Untersuchung in vier Hauptteile gliedert. Im ersten Teil 
sollen nach einer allgemeinen Begriffsbestimmung zunächst die unterschiedli-
chen Formen und Einsatzgebiete der Konditionalität bei der Kreditvergabe inter-
nationaler Organisationen, in der Entwicklungszusammenarbeit und im Rahmen 
der europäischen Kohäsions- und Assoziierungspolitik dargestellt und die Gene-
se der konditionalen Kreditvergabe innerhalb der Europäischen Union erklärt 
werden. Der zweite Teil widmet sich sodann spezifisch der Konditionalität im 
Euroraum. Er beleuchtet die vorliegenden Rechtsquellen und Regelungsstruktu-
ren der Konditionalität und setzt sich sodann ausführlich mit dem intergouverne-
mentalen und unionsrechtlichen Regelungsumfeld auseinander, welches die 
Konditionalität im Euroraum als unmittelbaren Regelungsgegenstand adressiert. 
Zudem wird als weiterer Schwerpunkt der Status der Kreditkonditionalität zu-

16  So v. Bogdandy/Goldmann, ZaöRV 73 (2013), 61, 76.
17  EuGH, Urteil vom 27.11.2012, Pringle C-370/12, EU:C:2012:756, Rn.  72.
18  EuGH, Urteil vom 20.09.2016, Ledra C 8/15 P, ECLI:EU:C:2016:701, Rn.  66 ff.
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nächst in der bisherigen Völkerrechtspraxis im Allgemeinen und anschließend 
für den Euroraum im Besonderen untersucht. Der dritte Teil der Arbeit misst die 
Konditionalität und das sie umgebende Regelungsumfeld schließlich am Primär-
recht und beleuchtet, welche Vorgaben und Grenzen für die Konditionalität aus 
der Zuständigkeits- und Kompetenzordnung der Union, dem Demokratieprinzip 
sowie aus der Grundrechtrechtecharta abzuleiten sind.
Die Untersuchung endet im vierten Teil mit einer thesenförmigen Zusammen-

fassung der wesentlichen Ergebnisse der Arbeit, gefolgt von einem Ausblick auf 
die zukünftige Entwicklung der Konditionalität im Euroraum unter besonderer 
Berücksichtigung der aktuellen Reformdebatte innerhalb der Europäischen 
Union.





Erster Teil

Konditionalität als Instrument in den internationalen 
Finanzbeziehungen

Der folgende Teil befasst sich einleitend mit dem allgemeinen Konzept der Kon-
ditionalität seiner begrifflichen Einordnung, sowie der Darstellung seiner ver-
schiedenen Erscheinungsformen in den internationalen und europäischen Finanz
beziehungen.





§  3  Begriffsbestimmung und Erscheinungsformen  
der Konditionalität

A.  Begriffsbestimmung 

Der Begriff „Konditionalität“ entstammt den Wirtschafts- und Politikwissen-
schaften1 und lässt sich daher nicht durch Verweis auf ein spezifisch (völker-)
rechtliches Verfahren oder eine konkrete juristische Figur definieren.2 Er be-
schreibt in seiner weitesten Definition als Oberbegriff vielmehr die Praxis von 
Staaten und internationalen Organisationen, bestimmte Leistungen an die Erfül-
lung konkreter Bedingungen oder Auflagen3 durch den Empfängerstaat zu kop-
peln.4 In der Regel geht es bei der Leistungsgewährung um Finanzhilfen oder 
andere Vorteile, die als Belohnung für bestimmtes Wohlverhalten des Empfän-
gerstaates ausgelobt werden.5 Entscheidend und für die Konditionalität im hiesi-
gen Begriffsverständnis konstitutiv ist dabei, dass es bei dem bezweckten Wohl-
verhalten des leistungsempfangenden Staates um die Umsetzung bestimmter 
politischer oder wirtschaftlicher Reformprogramme (sogenannter Strukturanpas-
sungsmaßnahmen) geht.6

Das Konzept der Konditionalität umfasst dabei einen weiten Anwendungsbe-
reich und findet seinen Wiederhall in Entwicklungshilfeprogrammen, Kreditver-
gaben bei Zahlungsbilanzschwierigkeiten und im Rahmen des Assoziierungs- 

1  Martha, The Financial Obligation in International Law, 2015, S.  315.
2  Dann, Entwicklungsverwaltungsrecht, 2012, S.  332.
3  Die Begriffe „Auflage“ und „Bedingung“ werden in Teil 1 dieser Arbeit verwendet, um 

die Inhalte der Konditionalität näher zu beschreiben. Ob es sich bei der Konditionalität im 
Euroraum auch um Bedingungen und Auflagen im Rechtssinne handelt, ist Gegenstannd der 
Untersuchungen in Teil 2 dieser Arbeit. 

4  Pinelli, Conditionality, in: Wolfrum (Hrsg.), Max Planck Encyclopedia of Public Interna-
tional Law, 2013, verfügbar unter: http://opil.ouplaw.com/home/ (Letzter Abruf: 07.04.2019), 
Rn.  1. 

5  Bei der Konditionalität im Rahmen von Finanzhilfen zeichnet sich die Konditionalität 
dadurch aus, dass sie für die ökonomische Beziehung zwischen Finanzmittelgeber und -nehmer 
nicht notwendigerweise konstitutiv ist, sondern über die üblichen konstitutiven Bedingungen 
von Finanzhilfen (Rückzahlungsvereinbarung, Zinshöhe, etc.) hinausreicht, vgl. dazu: Katsa-
roumpas, KritV 96 (2013), 345, 348.

6  Dann, in: Dann/Kadelbach/Kaltenborn (Hrsg.), Entwicklung und Recht, 2013, S.  19, 28.



10 Erster Teil: Konditionalität als Instrument in den internationalen Finanzbeziehungen

und Beitrittsprozesses der Europäischen Union.7 Die unterschiedlichen Anwen-
dungsgebiete des Konzepts weisen auch auf die verschiedenen Zielsetzungen des 
durch Konditionalität bezweckten Wohlverhaltens von Empfängerstaaten hin. 
Sie reichen von ökonomischen Motiven wie der Wiederherstellung stabiler 
Haushaltslagen bis hin zu rein politischen Zwecksetzungen, die beispielsweise 
auf die Verbesserung der Menschenrechtslage, auf andere politische Reformen 
oder die Verfolgung geopolitischer Ziele wie der Eröffnung von Militärbasen 
abzielen.8 Eng verbunden mit den Zielen der Konditionalität ist die Wahl des in 
Aussicht gestellten Vorteils, welcher als Gegenleistung für das Wohlverhalten 
gewährt wird. Hierzu können neben Finanzhilfen in Form von Kreditmitteln oder 
Zuschüssen auch die Gewährung von Technologietransfers und sonstigen techni-
schen wie personellen Ressourcen9 oder wie im Fall der EU-Assoziierung sogar 
der Beitritt zu einem Staatenverbund gehören. 
Abzugrenzen ist die Konditionalität als anreizbasiertes Instrument, welches 

Belohnungen für auflagenkonformes Verhalten vorsieht, zunächst von Zwangs-
maßnahmen, bei denen die Umsetzung bestimmter Maßnahmen gerade nicht im 
Ermessen des jeweilig betroffenen Staates liegt. Weiterhin ist die Konditionalität 
von negativen Sanktionen zu unterscheiden, bei denen die fehlende Umsetzung 
eines erstrebten Verhaltens nicht nur die Nichtgewährung eines Vorteils zur Fol-
ge hat, sondern aktiv sanktioniert wird. Letztlich muss sie aber auch von unkon-
ditionierten bzw. bedingungslosen Hilfeleistungen abgegrenzt werden.10 
In der Folge sollen, beginnend mit der konditionierten Kreditvergabe, die un-

terschiedlichen Formen von Konditionalität in der Völkerrechtspraxis und den 
internationalen Finanzbeziehungen dargestellt werden, um das allgemeine Ver-
ständnis des Konzepts der Konditionalität näher zu erläutern, welches in den 
weiteren Kapiteln dieser Arbeit dann konkret im Zusammenhang mit der europä-
ischen Staatsschuldenkrise zu untersuchen sein wird.

B.  Konditionalität im Rahmen der Kreditvergabe  
internationaler Organisationen

Die konditionierte Kreditvergabe blickt auf eine lange völkerrechtliche Tradition 
zurück. Bereits Ende des 19. Jahrhunderts entsandten Staaten „Sparkommissare“ 
in Kreditnehmerländer, für die sie Bürgschaften aufgenommen hatten, um Kon

7  Siehe zu den jeweiligen Erscheinungsformen unten: §  3 B, §  3 C, §  3 D.
8  Katsaroumpas, KritV 96 (2013), 345, 349.
9  Pinelli, Conditionality, in: Wolfrum (Hrsg.), Max Planck Encyclopedia of Public Interna-

tional Law, 2013, verfügbar unter: http://opil.ouplaw.com/home/ (Letzter Abruf: 07.04.2019), 
Rn.  1.

10  Schimmelfennig, Konditionalität in der Wirtschafts- und Währungsunion, 2015, S.  1.
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